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Einführung in die betriebswirtschaftliche Steuerlehre 

= Prof. Dr. Stefan Göbel
A   Organisatorisches

Literatur:
(1) Haberstock / Breitecker (grünes Buch)



(2) Rose „Die Ertragssteuer“ (orangenes Buch)



(3) Jacobs „Unternehmensbesteuerung und Rechtsform“



(4) Steuergesetze (aktuelle Fassung)

B   Grundbegriffe  
I  System der öffentlichen Einnahmen

Schema siehe Folie 2

Opfertheorie:

- gleiches relatives Opfer

Äquivalenzprinzip: 
- Kostendeckung
Gebühr:

- konkrete Gegenleistung, individuelles Kostendeckungsprinzip,




  besondere Einzelleistung

Beitrag:

- nicht direkt an Gegenleistung geknüpft, aber Vorteil gegenüber 




  Nicht-Beitragszahlern; Möglichkeit der Nutzung einer Leistung;




  Höhe des Beitrages unabhängig von Nutzung, gruppenmäßiges 




  Kostendeckungsprinzip

Steuern:

- keine Gegenleistung, „Opfertheorie“ (siehe oben)

   Unterschiede zwischen Abgabearten:

Höhe:
(1) Äquivalenzprinzip (Gebühr) → Gewährleistung einer     


      Gleichwertigkeit von Leistung & Gegenleistung = Kostendeckung 




(2) Opfertheorie (Steuer) → der einzelne hat Steuer zur Wahrung des



      
      Staatsgleichgewichtes zu entrichten = gleiches relatives Opfer

Zweckbindung:
Steuern → Non-Affektation, d.h. keine Steuern für bestimmten



Zweck (darf in kein Gesetz), sondern nur als Einnahmen für den Staat



zum Ziel (Nutzung für öffentliche Einrichtungen)

Bedeutung der Steuerarten:
siehe Folie 3
II Steuersystem, Besteuerungsprinzipien

Steuersystem: 

- Gesamtheit aller Steuern eines Staates



 

+ gegenseitige Beziehungen



 

+ angewandte Besteuerungsprinzipien

Exkurs:
Gesamtsteueraufkommen 2003: 420,865 Mrd. €



Gesamtsteueraufkommen 2002: 444,000 Mrd. €

Besteuerungsprinzipien:
Grundsätze, die der Ausgestaltung und der Beurteilung eines




Steuersystems zu Grunde liegen

   Systematisierung der Einzelsteuern:

1. Nach der Art der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit:


Direkte Steuern:
Erfassung der Leistungsfähigkeit direkt bei der Person


Indirekte Steuern:
Erfassung der Leistungsfähigkeit beim Konsum

2. Nach Einfluss auf unternehmerische Entscheidungen:


Kostensteuer:
Produktionsfaktorsteuer, z.B. Kfz-Steuer, Erhöhung der Kosten


Leistungssteuer:
z.B. Umsatzsteuer


Gewinnsteuer


Steuergläubiger:
siehe III


Bundessteuer:
Bund → Gemeinschaftssteuer, z.B. Zölle, Mineralölsteuer


Ländersteuer:
Länder → z.B. Kfz-Steuer, Biersteuer (Prost!!!)


Gemeindesteuer:
Gemeinde → Gewerbe-, Grund-, Hundesteuer

3. Systematisierung der Steuerarten:
siehe Folie 4
Das deutsche Steuerrecht ist weit entfernt von einem System als einheitlich geordnetes

Ganzes, ist historisch gewachsen.

Besteuerungsprinzipien:


· Hauptzweck der Besteuerung ist Mittelbeschaffung des Staates

· Höhe der benötigten Steuern ist extern gegeben durch politische Willensbildung

· Fundamentalprinzip: „Grundsatz der Gerechtigkeit“ → Opfertheorie

· Maßstab ist die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit
Einkommen:
Messung ist schwer definierbar, also schwer messbar, 



progressiver Steuertarif

Konsum:
leichter messbar, Steuersatz, Regressionswirkung

aber:

wenn alles auf den Konsum beschränkt wäre (z.B. 32% MwSt), würden die



Steuervergehen (Schmuggel) enorm steigen, da der Konsum im Ausland



billiger wäre

daher:

Mischung aus Einkommens- und Konsumsteuern

Die betriebswirtschaftliche Forderung an das Steuersystem muss lauten: Entscheidungsneutralität.
III Definitionen
1.Steuersubjekt, -pflichtiger:
- jeder, der eine durch die Steuergesetze auferlegte






  Verpflichtung zu erfüllen hat (§ 33 AO)

Pflichten:
1.materiell:
Pflicht zur Steuerzahlung




2.formell:
Erklärungs-, Auskunfts-, Aufbewahrungspflicht






(Dokumentation, Archivierung)

2.Steuerschuldner:
- verwirklicht den Tatbestand, an den das Gesetz eine Leistungspflicht




  (Steuerpflicht) knüpft




- oft synonym zum Steuersubjekt, allerdings nur materiell

3.Steuerzahler:
- derjenige, der nach dem Gesetz die Steuer an den Fiskus zu entrichten




   hat (muss nicht identisch mit Schuldner sein)
4.Steuerträger:
- wird durch die Steuer wirtschaftlich belastet (z.B. wenn die Umsatz-




  steuer über den Preis auf die Kunden abgewälzt wird, daher ist der




  Steuerträger der Konsument und nicht das Unternehmen)

5.Steuerdestinatar:
- derjenige, der die Steuer nach dem Willen des Gesetzes tragen soll

6.Steuergläubiger:
- öffentlich – rechtliches Gemeinwesen, dem die Steuer zufließt

7.Steuerobjekt = Steuergegenstand:
- Tatbestand, an den die jeweilige Steuerpflicht 







   anknüpft

8.Bemessungsgrundlage(B):- quantifiziert das Steuerobjekt durch Wert- oder





   Mengengröße

9.Steuertarif:

- bildet die Bemessungsgrundlage auf die Steuerhöhe ab




- S(B)… Steuerhöhe ↔ B… Bemessungsgrundlage




- Steuersätze: 1.Durchschnittssteuersatz s = S(B) / B → s * B = S(B)





           2.Grenzsteuersatz s’ = d S(B) / d B




- siehe Funktionen auf Folie 5 – 9

10.Freibetrag:
- Betrag der bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage abgezogen




  wird, bleibt steuerfrei
 

  Wirkung: - führt zu einer indirekten Progression, wenn vorher 




  proportionaler Tarif galt




- siehe auch Funktionen auf Folie 10 
11.Freigrenze:
- Betrag, bis zu dem die Bemessungsgrundlage steuerfrei bleibt, beim




  Überschreiten wird die volle Bemessungsgrundlage besteuert




  (z.B. Kapitalertragssteuern)




- siehe auch Funktionen auf Folie 11
Direkte und Indirekte Progression
Direkt:
- steigende Steuersätze in der Tariffunktion

Indirekt:
- durch Zu- / Abschläge bei der Bemessungsgrundlage oder der Steuer
IV Rechtsquellen
1.Gesetze:

(1) GG (Grundgesetz)



(2) Völkerrechtliche Verträge und daraus abgeleitetes Recht




     (EU-Recht, DBA: Doppelbesteuerungsabkommen)




(3) Abgabenordung (AO)




(4) Bewertungsgesetz (BewG)




(5) Einzelsteuergesetze

2.Rechtsverordnungen:
- haben auch Gesetzeskraft

3.Rechtssprechung:

- höchstrichterliche Rechtsprechung (hat Gesetzeskraft)





- z.B. BVerfG, EUGH, BFH, FG

4.Verwaltungsanweisungen

5.Richtlinien:

- Einkommensteuerrichtlinien → Ansammlung von Anweisungen








  → binden nur Verwaltung

6.Erlasse:

- BMF – Schreiben (Bundesministerium für Finanzen) klären   



  Einzelfälle, z.B. Leasingverträge     
7.Verfügungen:
- erlassen durch OFD (Oberfinanzdirektion)




- binden nur Verwaltungsbehörden

8.Bundessteuerblatt::
Teil 1: Gesetze, Verordnungen, Erlasse





Teil 2: Entscheidungen des BFH 

C   Besteuerungsverfahren           
→ siehe Folie 12
I. Ermittlungsverfahren

Ziel:
Ermittlung der Besteuerungsgrundlagen (entspricht nicht Bemessungsgrundlage!)


→ Bemessungsgrundlage aus Besteuerungsgrundlagen ermittelbar
Inhalte:
- Verhältnisse sowohl zugunsten als auch zu ungunsten der Steuerpflichtigen


- Mitwirkungspflichten als Steuerpflichtiger (z.B. Pflicht zur Abgabe der


  Steuererklärung bzw. Steueranmeldung)


- von Amtswegen

Bei nicht fristgerechter Abgabe:

- Verspätungszuschlag § 152 AO, 10% der festgesetzten Steuer, max. 25.000€

- Zwangsmittel § 328 AO, Zwangsgelder, Freiheitsentzug

- Auskunftspflicht § 93 AO

- Buchführungs- & Aufzeichnungspflichten §§ 140 – 148 AO

- Fristverlängerung § 109 AO

Ermittlungen im Außendienst:
(1) Außenprüfung §§ 193 ff. AO, Finanzbeamte kommen ins Unternehmen


- Betriebsprüfung findet in den Betriebs- oder Geschäftsräumen statt


- Schlussberechnung


- schriftlicher Prüfungsbericht

==> Betriebsprüfung muss angekündigt werden

(2) Steuerfahndung § 208 AO


- Polizeibefugnis


- Aufdeckung & Erforschung von Steuerstraftaten bzw. – ordnungswidrigkeiten

(3) Steueraufsicht in besonderen Fällen §§ 209 ff. AO, Dauerprüfung

- Schätzung der Besteuerungsgrundlagen § 162 AO, wenn keine solche Ermittlung der    

  Besteuerungsgrundlagen möglich ist

- größte Wahrscheinlichkeit der Richtigkeit einer sicheren Ermittlung ist objektiv unmöglich
  durch Verletzung der Mitwirkungspflicht

II. Festsetzungs- und Feststellungsverfahren

- Höhe der Steuer wird festgesetzt

- Verwaltungsakt: Steuerbescheid § 155 AO

- Feststellung der Besteuerungsgrundlage

- Standard: Feststellung im Rahmen des Steuerbescheids

- Ausnahme: gesonderte Feststellung nach § 179 AO

Festsetzungsverjährung:

Beginn:
Anfang des Jahres, nachdem der Tatbestand verwirklicht ist § 169 II AO

Ende:

- Zölle & Verbrauchssteuern = 1 Jahr



- alle anderen Steuern = 4 Jahre



- Steuerhinterziehung = 10 Jahre



- leichtfertige Steuerverkürzung = 5 Jahre



==> rechtliche Einordnung



- d.h. danach ist eine Änderung des Steuerbescheides nicht mehr zulässig



  § 169 II AO
Anlaufhemmungen:
- § 170 II AO

Ablaufhemmungen:
- § 171 AO, Fristbeginn im Jahr nach der Tatverwirklichung, wenn 




  keine Anlaufhemmungen vorhanden

Wirkung der Festsetzungsfrist innerhalb:

- endgültiger Steuerbescheid materiell bestandskräftig, § 155 AO, kann nur unter bestimmten

  Voraussetzungen geändert werden

- Vorbehalt der Nachprüfung, § 164 AO

- vorläufige Steuerbescheide, § 165 AO, können noch unter erleichterten Bedingungen 

  geändert werden

III. Erhebungs- und Vollstreckungsverfahren 

Ziel:
- Ansprüche aus dem Steuerschuldverhältnis realisieren, § 218 AO

- Fälligkeit ist innerhalb der einzelnen Steuergesetzte geregelt

- Steuerstundung, § 222 AO

- bei Nichtzahlung: Säumniszuschlag von 1% der rückständigen Steuer pro angefangenen 

  Monat, § 240 AO

- Vollstreckungsverfahren, §§ 249 ff. AO

- Verzinsung von Steuernachforderungen & Erstattung, § 240a AO, beträgt 0,5% pro vollen

  Monat → entsteht 15 Monate nach Ablauf des Steuerentstehungsjahres

Erlöschen der Steuerschuld

(1) Zahlung § 224 AO

(2) durch Aufrechnung § 226 AO

(3) Erlass § 227 AO

(4) Verjährung § 228 AO

IV. Rechtsbehelfsverfahren

1.Schritt:
 - ordentliches, außergerichtliches Rechtsbehelfsverfahren, §§ 347 ff. AO, 



   kostenfrei → Einspruch
2.Schritt:
 - gerichtliches Rechtsbehelfsverfahren, Verlierer trägt die Kosten

Rechtsbehelfsverfahren:

· Finanzgerichte (FG) der Länder

· Bundesfinanzhof (BFH)

· Bundesverfassungsgericht (BVerfG)

==> Nur über außergerichtliches Verfahren zum gerichtlichen Verfahren!!!

V. Steuerstraftaten & Steuerordnungswidrigkeiten

Steuerstraftaten §§ 269 ff. AO

Steuerhinterziehung: - vorsätzliche Steuerverkürzung oder Erlangung ungerechtfertigter  




 Steuervorteile, Straffreiheit bei Selbstanzeige, Verjährungsfrist




 beträgt 5 Jahre (Verfolgungsverjährung)

Steuerordnungswidrigkeiten §§ 377 ff. AO

- leichtfertige Steuerverkürzung ohne Vorsatz

- Steuergefährdung
D   Grundlagen der wesentlichen Unternehmenssteuern
→ siehe Folie 13 - 22
I. Einkommenssteuer

Definition:
- siehe Folie 13
Steuerobjekt:
- Einkommen natürlicher Personen

Rechtsgrundlagen:
(1) Einkommenssteuergesetz (EStG)




(2) Einkommenssteuerdurchführungsverordnung (EStDV)




(3) Einkommenssteuerrichtlinien (EStR)

I. Steuerpflicht

- Einkommen aus den im EStG angegebenen Einkommensarten, § 2 I EStG

→ Einnahmen, die keinen der dort angeführten Einkünfte entsprechen, sind nicht
     einkommenssteuerpflichtig

a) unbeschränkte Steuerpflichten (in Beispielfällen)

§ 1 I EStG → hier ist in 3 Fällen zu unterscheiden:

1.Fall

Natürliche Personen, die im Inland einen Wohnsitz, § 8 AO, oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt, § 9 AO, länger als 182 Tage im Jahr haben, sind unbeschränkt einkommenssteuerpflichtig. Der Einkommenssteuer unterliegen sämtliche Einkünfte aus dem In- & Ausland!!! (BEACHTE: Doppelbesteuerungsabkommen)

2.Fall

Deutsche Staatsbürger und zu ihrem Haushalt gehörende Angehörige (mit deutscher Staatsangehörigkeit, Einkünfte beziehend, die ausschließlich im Inland einkommensteuerpflichtig sind, oder ohne Einkünfte), die im Inland weder Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben und zu einer inländischen juristischen Person des öffentlichen Rechts in einem Dienstverhältnis stehen und dafür Arbeitslohn aus einer inländischen öffentlichen Kasse beziehen und in dem Staat, in dem sie ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, lediglich in einem der beschränkten Einkommensteuerpflicht stehenden Umfang zu einer Steuer vom Einkommen herangezogen werden, sind unbeschränkt einkommenssteuerpflichtig. Der Einkommenssteuer unterliegen sämtliche Einkünfte aus dem In- & Ausland!!!(BEACHTE: Doppelbesteuerungsabkommen)
3.Fall

Auf Antrag sind natürliche Personen, die im Inland weder einen Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, soweit sie inländische Einkünfte haben, im Sinne des § 49 EStG (fiktiv) unbeschränkt einkommenssteuerpflichtig, wenn die Einkünfte im Kalenderjahr (KJ) zu mindestens 90% der deutschen Einkommenssteuer unterliegen oder nicht der deutschen Einkommenssteuer unterliegende Einkünfte betragen nicht mehr als 6.000€ im KJ.
b) beschränkte Steuerpflicht

- natürliche Personen, welche weder Wohnsitz noch gewöhnlichen Aufenthalt im Inland 

  haben

→ unterliegen nur mit bestimmten inländischen Einkünften dem EStG

→ die Einkünfte im Sinne § 49 EStG

c) erweiterte beschränkte Steuerpflicht

- alle inländischen Einkommen (10 Jahre)

- bei wesentlichen wirtschaftlichen Interessen in Deutschland

- deutsche Staatsbürger, die ihren Wohnsitz in ein Niedrigsteuerland verlegt haben

  (z.B. Michael & Ralf Schumacher) § 2 AStG (→ Außensteuergesetz)
2. Bemessungsgrundlage

- ist das zu versteuernde Einkommen (§ 2, V EStG)

Definitionen:
Einnahmen (§ 8, I EStG):
- Zufluss von Gütern, die in Geld oder Geldwerte bestehen





- bei Überschusseinkünften mit Zufluss





- Rohertrag muss noch um die „Kosten“ gemindert werden

Gewinneinkünfte(§4,III EStG): - Betriebseinnahmen – Betriebsausgaben = Einkünfte
Überschusseinkünfte: - Einnahmen – Werbungskosten = Einkünfte (§ 9, I EStG)

- Werbungskosten / Betriebsausgaben müssen von den Aufwendungen für die private

   Lebensführung abgegrenzt werden (§§ 3c EStG, 12 EStG)

- grundsätzlich ist ein horizontaler Verlustausgleich möglich (zwischen positiven &

   negativen Einkünften einer Einkunftsart zulässig)

Betriebseinnahmen:

- realisierte Vermögensrechnung muss noch um 





  Betriebsausgaben gemindert werden

Einkünfte:


- Reinertrag innerhalb einer Einkunftsart

Arbeitslohn aus:

(1) – einem gegenwärtigen Dienstverhältnis

     a) Gehälter sind Vergütung bzw. Besoldungen für Angestellte bzw. Beamte
     b) Löhne sind Vergütung für Arbeiter

     c) Gratifikationen sind zusätzliche Vergütung für Arbeitnehmer aus besonderem Anlass, 

         z.B. Weihnachtsgratifikation

     d) Tantiemen sind einmalige Sondervergütungen für Arbeitnehmer, die nach dem Umsatz

         oder Gewinn bemessen werden

     e) Bezüge & Vorteile sind Güter, die dem Arbeitnehmer in Geld oder Geldeswert (z.B.

         Waren, freie Kost, freie Wohnung) zufließen

(2) – einem früheren Dienstverhältnis (Versorgungsbezüge)

     a) Wartegelder sind Einnahmen aus einem Dienstverhältnis, dessen normale Lohnzahlung

         eingestellt ist, dass aber fortgesetzt werden soll

     b) Ruhegelder sind Beträge, die zur Versorgung des Arbeitnehmers für die Zeit nach der

         Auflösung seines Dienstverhältnisses gezahlt werden, z.B. Ruhegehalt des pensionierten
         Beamten

     c) Witwen- & Waisengelder sind Einnahmen aus einem früheren Dienstverhältnis des

         Rechtsvorgängers 

Horizontaler Verlustausgleich
Ein horizontaler Verlustausgleich ist grundsätzlich unbeschränkt möglich, d.h. innerhalb einer

Einkunftsart werden negative und positive Einkünfte miteinander verrechnet (saldiert).

Danach ergibt sich also für jede Einkunftsart entweder ein positiver oder ein negativer

Einkunftsbetrag (oder 0).

Annahmen:
- Einkünfte aus Beteiligungen aus Verlustzuweisungsgesellschaften



- Einkünfte aus gewerblicher Tierzucht/ -haltung und aus Termingeschäften



- Einkünfte aus sonstigen Leistungen, § 22 Nr.3 EStG 



- Einkünfte aus privaten Veräußerungsgeschäften, § 23 Nr.3 EStG

Hier dürfen nur negative Einkünfte mit positiven Einkünften gleichartiger Einkunftsquellen

verrechnet werden.

Vertikaler Verlustausgleich
Nachdem der horizontale Verlustausgleich durchgeführt wurde, wird der vertikale Verlustaus-

gleich durchgeführt. Hier werden Verluste einer Einkunftsart mit Gewinnen / Überschüssen

anderer Einkunftsarten grundsätzlich miteinander verrechnet. Dies ist allerdings durch die
„Mindestbesteuerung“ eingeschränkt. Ab 2004 keine Einschränkung mehr!!!

§ 2b EStG Verlustzuweisungsgesellschaft (zur Verrechnung von Einkommen):

- wenn als Verlustzuweisungsgesellschaft klassiert, dann ist eine Verrechnung nur mit 

   zukünftigen Gewinnen der VZG möglich

§ 15a EStG Kommanditisten mit negativem Kapitalkonto

§ 23 EStG Verluste aus privaten Veräußerungsgeschäften:

- Summe der Einkünfte ist negativ, § 10d EStG

Einkommen: - Gesamtbetrag der Einkünfte – Sonderabgaben – außergewöhnliche Belastung – 


            Verluste aus anderen Veranlagungszeiträumen – bestimmte Freibeträge

Außergewöhnliche Belastung (Privataufwendungen, § 33 I EStG):
- nur der Teil abzugsfähig, der die zumutbare Belastung übersteigt (Tabelle: § 33, III EStG)

- Bsp.: ledig, keine Kinder, Krankheitskosten 8.000€, Gesamtbetrag des Einkommens 50.000€

→ zumutbar: 6% also 3.000€, d.h. als außergewöhnliche Belastung absetzbar 5.000€

3. Steuertarif
§ 32a bzw. §52, Abs.42 EStG → ab 2004 / 05: § 52, Abs. 41 EStG
§ 32, II EStG: Abrunden auf durch 54 teilbaren Rest

Das zu versteuernde Einkommen wird unterteilt in 4 Tarifzonen:
	zu versteuerndes

Einkommen in Euro
	Tarifzone
	Grenzsteuersatz
	Durchschnittssteuersatz

	0 – 7235

7235 – 9251
9252 – 55007

> 55008
	Grundfreibetrag
1.Progressionszone

2.Progressionszone

obere Proportional-

zone
	-
19,9% - 23%

23%    - 48,5%

48%
	-
0         – 4,8%

4,8%   - 30,6%

30,6% - 48,5%


Bestandteile:
- § 32c EStG, Tarifbegrenzung für gewerbliche Einkünfte ersetzt durch § 35 EStG

→ behandelt bei Gewerbesteuer

- §32b EStG, Progressionsvorbehalt

- §§ 26, 26b EStG, Splittingtarif: - greift dann, wenn Ehegatten zusammen veranlagt sind

- Besteuerung von Veräußerungsgewinnen durch Veräußerung des Unternehmens

→ Voraussetzung:
- 55. Lebensjahr vollendet




- nur einmal im Leben möglich




- max. 5 Mio.€

→ halben Steuersatz auf den Veräußerungsgewinn, mindestens Eingangssteuersatz

4. Abgrenzung der Einkunftsarten
· Steuerbarkeit von Einnahmen

· Verlustausgleich

· Einkunftsermittlung

· Gewinneinkünfte, § 2, II, Nr.1 EStG ↔ Gewinn im Sinne des § 4, I EStG

1. Gewinneinkünfte

· Gewinn wird für einzelne Betriebe des Steuerpflichtigen ermittelt

· Zusammenfassung erst in der Einkommenssteuererklärung

· es existiert kein richtiger „Gewinn“ → abhängig von den Unternehmenszielen

Handelsrechtliches Ziel:
- Information für Dritte, Informationen intern für Unternehmens-





   leitung, Berechnung von Dividenden, Gläubigerschutz

Steuerlicher Gewinn muss objektiv sein, wegen dem Grundsatz der Steuergerechtigkeit.

· § 4, I EStG: Grundformen der Gewinnermittlung
· Gewinnbestimmung durch Betriebsvermögensausgleich (bilanziell)

→  Eigenkapitalveränderung

2. Überschusseinkünfte
= Einnahmen (§ 8 EStG) – Werbungskosten (§ 9 EStG)

Einnahme: - Geld bzw. Geldwerte, Leistungen / Ware, z.B. auch private Internet-



         nutzung am Arbeitsplatz

Werbungskosten
Werbungskosten sind Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung der Einnahme.
Tatsächliche Werbungskosten können z.B. sein:

- Beiträge zu Berufsverbänden
- Fahrtkosten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte

→ bei Fahrten mit einem eigenen oder zur Nutzung überlassenen Kraftfahrzeug sind

     die Aufwendungen mit den folgenden Pauschbeträgen anzusetzen:

· bei Benutzung eines Kraftwagens: 0,35€

· bei Benutzung eines Motorrads / Motorrollers: 0,16€

· bei Benutzung eines Mopeds / Mofas: 0,14€

· bei Benutzung eines Fahrrads: 0,07€ je Entfernungskilometer

Bei Behinderten können die tatsächlichen Fahrtkosten angesetzt werden (0,26€ pro

gefahrenen Kilometer).

Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer, wenn feststeht, dass das Arbeitszimmer so 

gut wie ausschließlich für berufliche Zwecke benutzt wird. Es ist unerheblich, ob Art und Umfang der Tätigkeit des Arbeitnehmers einen besonderen häuslichen Arbeitsraum erfordern. Zu den Voraussetzungen für die steuerliche Anerkennung gehört jedoch, dass das Arbeitszimmer von den privat genutzten Räumen getrennt ist.

- Werbungskosten können unbegrenzt abgezogen werden, wenn das häusliche

   Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten beruflichen und betrieblichen  

   Betätigung des Steuerpflichtigen bildet
- Werbungskosten können bis 1200€ im Kalenderjahr abgezogen werden, wenn 
   a) berufliche Nutzung des Arbeitszimmers mehr als 50 % der gesamten 

       beruflichen und betrieblichen Tätigkeit beansprucht

   b) der Arbeitgeber den erforderlichen Arbeitsplatz für die berufliche Tätigkeit nicht
       zur Verfügung stellt, z.B. Lehrer

- Aufwendungen für Arbeitsmittel, z.B. Werkzeuge, typische Berufskleidung

- Absetzung für Abnutzung (AfA) ist in Fällen der Anschaffung oder Herstellung von

  Wirtschaftsgütern entsprechend anzuwenden

- Bewerbungskosten

- Aufwendungen für Aus- und Fortbildung

- Reisekosten

- Umzugskosten (siehe hier auch Pauschbeträge)

- Kontoführungsgebühren (15€ werden immer anerkannt)

§ 9a, Satz1 Nr.1 EStG: Werbungskostenpauschbetrag

Diese tatsächlichen Werbungskosten können die Einnahmen übersteigen, welches negative Einkünfte zur Folge hätte.
Anstelle von tatsächlich nachgewiesenen Werbungskosten kann der Arbeitnehmer –

Pauschalbetrag in Höhe von 1.000€ von den Einnahmen abgezogen werden. Dies jedoch nur bis zur Höhe, der um den Versorgungsfreibetrag geminderten Einnahmen, d.h. es dürfen keine
negativen Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit durch den Arbeitnehmer – Pauschalbetrag

entstehen.

Abgrenzungsproblem:
- Aufwendungen für private Lebensführung, z.B. auch privat





  genutzte Arbeitskleidung (Sakko) → nicht absetzbar





- Werbungskosten müssen Vermögensminderungen sein, z.B.





   entgangene Gewinne nicht absetzbar





- Werbungskosten müssen nicht objektiv notwendig sein und





   nicht unbedingt im Rahmen des üblichen liegen

3. Konkurrenz der Einkunftsarten
→ Folie 20

5. Sonderausgabe
· eigentlich der privaten Lebensführung anzurechnen

· sind nur abzugsfähig in dem Jahr, in dem sie angefallen sind

→ führen nicht zu Verlusten oder erhöhen diese

→ zahlungsorientierte Erfassung

· anderer Status als z.B. Werbungskosten

· sind im Katalog der abziehbaren Sonderausgaben geregelt

· abschließende Aufzählung in §§ 10, 10c EStG

Pauschalen:
- greifen dann, wenn ich keine höheren Ausgaben nachweise

Vorsorgepauschalen:
(1) § 10c, II EStG: 
allgemeine, ungekürzte Vorsorgepauschale, greift nur für 




rentenversicherungspflichtige Arbeitnehmer (übers ganze Jahr)

(2) § 10c, III EStG:
gekürzte Vorsorgepauschale, greift für Arbeitnehmer, die nicht das




ganze Jahr über rentenversicherungspflichtig sind

 


→ 20% des Bruttoarbeitslohns; max. 2268€ (bei Verheirateten)








    sonst 1134€   (siehe Folie 22)
(3) Mischfälle sind nicht relevant.

II. Körperschaftssteuer
 → siehe Folie 23 - 27 
1. Steuerpflicht
Steuerobjekt:
- besteuert wird das Einkommen juristischer Personen (Kapitalgesellschaften)



- erst wird Körperschaftssteuer abgezogen, aber dann für den Teil des



  Unternehmerlohns zurückgezahlt, da dafür Einkommenssteuer bezahlt wird



- wirtschaftliche Doppelbesteuerung Körperschaftssteuer / Einkommenssteuer

Graphische Verdeutlichung:



A (Person)
←
ESt

(← Halbeinkünfteverfahren)



 ↕
Ausschüttung

GmbH

←
Gewinne






KSt
1. unbeschränkte Steuerpflicht
§ 1, I KStG: Körperschaften mit Geschäftsleitung (§ 10 AO) oder Sitz (§ 11 AO) im Inland
       - Welteinkommen unterliegt KSt


       - Ausnahmen: § 5 Nr.1 – 23 KStG persönliche Ausnahmen

2. beschränkte Steuerpflicht
· Körperschaften, die weder Geschäftsleitung noch Sitz im Inland haben, sind nach 

§ 49 EStG mit inländischen Einkünften steuerpflichtig
2. Bemessungsgrundlage
§ 7, I KStG:
- zu versteuerndes Einkommen

§ 7, II KStG:
- Einkommen im Sinne des § 8, I KStG → Verweis auf EStG

§ 8, I KStG:
- Freibeträge

→ Freibeträge nach §§ 24, 25 KSt: Nicht für Kapitalgesellschaften !!!

Körperschaftssteuer ist Jahressteuer, d.h. Veranlagungszeitraum ist das Kalenderjahr.

Grundsatz: 
Ermittlung d. Bemessungsgrundlage f. ein Kalenderjahr, abwechselndes
Wirtschaftsjahr für Buchführungspflichtige, Ermittlung der 



Bemessungsgrundlage für das Wirtschaftsjahr, Besteuerung dann, wenn das



Wirtschaftsjahr endet.
§ 7, IV KStG:
- bei abweichendem Wirtschaftsjahr

Erläuterung der Folie 23:

a) Einkünfte:
§ 8, II KStG (Kapitalgesellschaften, wie AG, GmbH)



- unabhängig von der tatsächlichen Tätigkeit: Einkünfte aus Gewerbebetrieb



- Gewinnermittlung nach § 5 EStG



→ Maßgeblichkeit der Handelsbilanz für die Steuerbilanz

b) Betriebsausgaben:
§ 4, IV EStG: Aufwendungen, die durch den Betrieb veranlasst sind



   (Definition → Betriebsausgaben)




- Steuerbilanz, § 60, II, Nr.2 EStDV (Einkommenssteuerdurchführungs-




  verordnung) nicht betrieblich veranlasste Aufwendungen (Spende,




  verdeckte Gewinnausschüttung)




- Abgrenzungsproblem zu verdeckten Gewinnausschüttung

Nicht betrieblich veranlasste Aufwendungen sind nicht gleich Betriebsausgaben!!!

§ 4, V EStG:
- nicht abziehbare Betriebsausgaben (im Detail)

Nr.1:
- Geschenke an Nichtarbeitnehmer (alle Geschenke eines Wirtschaftsjahres → sobald 

   Grenzüberschreitung ist der gesamte Betrag nicht absetzbar)


→ AHK ≤ 40€ bis VZ 2003

→ AHK ≤ 35€ ab  VZ 2004

Nr.2:
- Bewirtungskosten (geschäftlich notwendig und angemessen)


→ davon 80 % als Betriebsausgabe absetzbar


- Bsp.:
Kosten 400€ für ein Essen, angemessen für 2 Personen 280€, 120 nicht


   
betrieblich relevante Kosten, abzüglich 20% = 176€ abziehbare Betriebs-



ausgaben



→ ab 2004: 30% der angemessen Kosten

Nr.3:
- Gästehäuser

Nr.4:
- Repräsentationsaufwendungen

:

Nr.6a:
- gestrichen

:

Nr.8:
- Geldbußen, nicht abziehbar

Nr.8a:
- Zinsen auf hinterzogene Steuern, nicht abziehbar

Nr.9:
- Ausgleichszahlungen an Minderheitsgesellschafter → SBWL

Nr.10:
- Bestechungs- / Schmiergelder → abstrakter Strafbestand reicht aus
§§ 4c, 4d EStG:
→ SBWL

§ 10 KStG:
- nicht abziehbare Ausgaben

Nr.1:
- nicht bei gewerblichen Unternehmen (Stiftungen, Vereine)

Nr.2:
- nicht abziehbare Steuern → Steuern von Einkommen, sowie anderen Personen-


  steuern, ausländische Personensteuern, steuerliche Nebenleistungen, § 3 AO 


  (Verspätung, Säumnis, Zwangsgelder)

Nr.3:
- Geldstrafen
Nr.4:
- 50% der Aufwendungen zur Überwachung der Geschäftsführung


- Aufwand (Erfassung aller Vergütungen) hat JÜ gemindert → Zurechnung


- unabhängig, ob gesetzlich vorgesehen oder freiwillig eingerichtet


- neben der Überwachung auch beratende Funktion oder Geschäftsführungsfunktion 

c) Einlagen:
- einlagefähig sind nur bilanzfähige Wirtschaftsgüter!!!

(1)offene Einlage:
- sind in der Handelsbilanz erfolgsneutral verbucht

(2)verdeckte Einlage:
- liegt vor, wenn Gesellschafter oder nahe stehende Person ohne 



  Gegenleistung der Gesellschaft einen einlagefähigen 




  Vermögensvorteil einwendet




- beim Gesellschafter erhöhen sich die Anschaffungskosten der




  Beteiligung

d) verdeckte Gewinnausschüttung:
§ 8, III KStG: Gesellschaft wendet den Gesellschafter  Vermögensvorteile zu
- Vermögensvorteil: Vermögensminderung oder verhinderte Vermögensmehrung bei 

   der Kapitalgesellschaft, durch Gesellschaftsverhältnis veranlasst, Fremdvergleich
   (ordentliche, gewissenhafte Buchführung)

- Besonderheiten beim herrschenden Gesellschafter:

→ Rückwirkungsverbot und klare, eindeutige Vereinbarungen

→ Wirkung beim Gesellschafter: 1. bisher nicht steuerpflichtig





       2. Umqualifizierung

→ Erhöhung des zu versteuernden Einkommens

Verdeckte Gewinnausschüttung wird wie offene Gewinnausschüttung behandelt.
3. Steuertarif
- proportionale Tarife ohne Freibeträge (Folie 24 – 27)
- seit VZ 2001 Definition KSt oder Anrechnungsverfahren ((a) Gewinnermittlung → zuletzt   

  40%; (b) Ausschüttung → 30%)

Tarifbelastung:
(1) altes Recht: 
Steuersatz 40%, Veranlagungszeitraum 1999,2000 (davor 45%)



- gilt nur für thesaurierte Gewinne 
- bei Ausschüttung: → Ausschüttungsbelastung

(2) neues Recht:
§ 23, I KStG --- Steuersatz 25% unabhängig von Ausschüttung oder




   Thesaurierung

Kapitalgesellschaft als Gesellschafter:
Bsp.: 
- Muttergesellschaft hat 100% Beteiligung an Tochtergesellschaft 1

- Tochtergesellschaft hat 100% Beteiligung an Tochtergesellschaft 2


- Tochtergesellschaft 2: Ausschüttung 100GE – 25GE KSt


- Tochtergesellschaft 1 erhält 75GE, diese sind nach § 8b, I KStG steuerfrei als


   Dividende einnehmbar


→ bei Ausschüttung einmalige Besteuerung, danach nicht mehr möglich


- bei Verkauf von Tochtergesellschaft, inklusive der 75GE, keine Versteuerung


   für Veräußerer


§ 8b KStG: stellt empfangene Ausschüttung steuerfrei


→ ab VZ 2004: 5% der Ausschüttung gelten als nicht abziehbar lt. § 8b, V KStG


§ 8b, II KStG: stellt Veräußerungsgewinne steuerfrei


§ 37 KStG: Körperschaftssteuerguthaben

III. Gewerbesteuer
→ siehe Folie 28, 29
- ist eine Realsteuer, Objektsteuer (Gewerbekapitalsteuer seit `97 abgeschafft)

- ist die wichtigste originäre Einkommensquelle der Kommunen 

1. Steuerobjekt
§ 2, I GewStG: Ertrag des Gewerbebetriebes, soweit er im Ausland betrieben wird

  (Territorialprinzip)
Gewerbebetriebe sind alle gewerblichen Unternehmen im Sinne des EStG.

→ Unterscheidung: 
(1) kraft Betätigung § 15, II EStG




(2) kraft Rechtsform § 2, II GewStG, insbesondere AG, GmbH

Voraussetzung: inländische Betriebsstätten, § 12 AO

2. Steuerpflicht
§ 5 GewStG

- Leistungsfähigkeit eines Unternehmens soll besteuert werden

- Steuerschuldner ist der, für dessen Rechnung das Gewerbe betrieben wird

- Personengesellschaft ist selbst Steuerschuldner § 5, II, Satz 3 GewStG

  (z.B. OHG ist Steuerschuldner)

3. Bemessungsgrundlage (Folie 28)

§ 6 GewStG: Gewerbeertrag (alles auf Aktivseite ist Gewerbeertrag)

§ 8, Nr.1 GewStG: 50% der Entgelte für Dauerschulden

Dauerschulden:
(1) Schulden im wirtschaftlichen Zusammenhang mit Gründung/ Erwerb oder

      Erweiterung/ Verbesserung

(2) Nicht nur vorübergehende Stärkung des Betriebskapitals (< 12 Monate)

      → Dauerschuld über 12 Monate

→ Kontokorrentschulden (Überziehungskredite, Abschn. 45, VII GewStR) entsprechen
     Dauerschulden, wenn über 12 Monate ein Mindestkreditbetrag ausgeschöpft wurde

→ BFH-Urteil: vorübergehende positive Kontostände (< 7 Tage) bleiben unberücksichtigt

4. Steuertarif
Gemeinden steht Gewerbesteuer zu: - Recht zur Festlegung der Höhe

1.Stufe(einheitliche Regelung):
- Finanzamt macht Feststellung und Festsetzung

2.Stufe:



- Fortfahren auf Gemeindeebene

IV. Umsatzsteuer
→ siehe Folie 30, 31
1. Charakterisierung

a) Einordnung:
- wirkt wirtschaftlich wie eine Konsumsteuer




- ist eine Objektsteuer




- indirekte Steuer:
→ Steuerschuldner = Unternehmen







→ Steuerdestinator = Leistungsempfänger




- ist eine Fälligkeitssteuer, Abgabe bei Umsatzsteuererklärung




- rechtlich eine Verkehrssteuer




- wirtschaftlich eine Verbrauchssteuer

b) Wirkungsweise:
- inländische Leistung: Allphasensteuer




- Nettoumsatzsteuer: ,weil BMG nicht die gesamte Gegenleistung ist,



  sondern die Gegenleistung ohne Umsatzsteuer




- Vorsteuerabzug:




→ Stufe A: Fertigungslohn 100€, Verkauf für 200€, UST 16% : 32€





       VST = 0€ → zu zahlende Steuer 32€




→ Stufe B: Wareneinkauf aus A, Aufteilung in Ware 200€, VST 32€





       Warenverkauf 250€ + 40€, Warenverkauf 300€ + 48€,





       UST = 48€ - 40€ Vorsteuerabzug = 8€





       Gesamtbelastung Umsatzsteuer = 48€




- durch Vorsteuerabzug wird Umsatzsteuerbelastung auf die einzelnen




  Verkaufsstufen verteilt

2. Steuerobjekt
Gegenstand der Lieferung
Im Mittelpunkt der Lieferung steht ein Liefergegenstand. An diesem Liefergegenstand

verschafft der Unternehmer dem Abnehmer die Verfügungsmacht. Das Vorliegen eines 

Liefergegenstandes, an dem die Verfügungsmacht einem Abnehmer verschafft wird, grenzt daher die Lieferung von den sonstigen Leistungen ab. Der Gegenstandsbegriff des §3, 1 UStG ist enger, als der des allgemeinen Sprachgebrauchs und auch als der des BGB.
Gegenstände einer Lieferung können sein:
a) Körperliche Gegenstände
    Liefergegenstände i.S.d. §3, 1 UStG sind in erster Linie körperliche Gegenstände, d.h. 

    Sachen & Tiere i.S.v. §§90, 90a BGB; vgl. A 24, 1 S. 2 UStR. Geliefert warden können

    bewegliche und unbewegliche Sachen (Grundstücke). Beim Bau auf fremden Boden, 

    also in den Fällen, in denen der Besteller (Auftraggeber) einer Baumaßnahme auf dem

    nicht oder nicht in seinem Alleineigentum stehenden Grundstück ein Bauwerk errichtet,

    kann Gegenstand der Lieferung des Bestellers an den Eigentümer ein Bauwerk oder ein

    wirtschaftlich abgrenzbarer Gebäudeteil (Stockwerk oder Etage) sein.
b) Sachgesamtheit

    Liefergegenstand kann auch eine Sachgesamtheit sein. Eine Sachgesamtheit besteht aus

    mehreren rechtlich selbständigen Gegenständen, die zusammengefasst sind und 

    wirtschaftlich als ein anderes Verkehrsgut angesehen werden als die Summe der einzelnen
    Gegenstände; A 24, 1 S. 3 UStR.

    Beispiele: Blumenstrauß, Pralinenpackung, Maschinenanlage, Briefmarkensammlung

c) Nichtkörperliche Gegenstände

    Über den Kreis der Sachen hinaus können auch solche Wirtschaftsgüter Gegenstand einer

    Lieferung sein, die im Wirtschaftsverkehr wie Sachen behandelt werden. Dazu gehören in

    erster Linie alle Arten der Energie (Elektrizität, Gas, Wärme). Rechte und Forderungen

    werden grundsätzlich nicht geliefert, sondern im Wege der sonstigen Leistung übertragen.

    Davon abweichend werden der Firmen- und Praxiswert oder der Kundenstamm als Liefer-

    gegenstand angesehen, weil sie im Falle der Übertragung eines Unternehmens nicht durch 

    einen bürgerlich – rechtlichen Vorgang der Abtretung, § 398 BGB, sondern mit der 

    Verschaffung der Verfügungsmacht an den anderen Unternehmensgegenständen auf den

    Erwerber übergehen; A 24, 1 S. 2 UStR.
    Beispiele:
    a) Ein niedergelassener Arzt veräußert seine Praxis an einen Nachfolger. Bei Abschluss des

        Kaufvertrages haben die Beteiligten den Praxiswert mit 100.000€ bewertet.

        Die Übertragung der Praxis ist keine umsatzsteuerlich einheitlicher Vorgang, sondern es

        kommt zu einer Vielzahl von Lieferungen und sonstigen Leistungen. 

        Ein Liefergegenstand ist der Praxiswert. Nach § 1, 1a UStG sind die im Rahmen der

        Geschäftsveräußerung bewirkten Umsätze nicht steuerbar, sofern von einem 

        Unternehmer erworben wird.

    b) Die Bank B veräußert einem Kunden K einen Anspruch auf Auslieferung von Gold, das 

        von der Bank im Ausland gekauft und ihr noch nicht in Erfüllung des Kaufvertrages

        übereignet worden ist. Die Bank führt an K keine Lieferung aus, da sie ihm nicht an

        einem Gegenstand Verfügungsmacht verschafft, sondern lediglich eine Forderung 

        (Anspruch aus einem Kaufvertrag) abtritt.
Einfuhrumsatzsteuer, EG - Binnenmarkt

Räumliche Gebiete im UST – Gesetz:
1. Inland: - Gebiet der BRD, ohne bestimmte Einzelobjekte

    - Ausnahmen (§ 1, II, Nr.1 UStG): Freihäfen, Helgoland

2. Gemeinschaftsgebiet: - BRD und übrige EG – Länder

3. Drittländer: - nicht Gemeinschaftsgebiet, einschließlich der Ausnahmen in 



  § 1, II, Nr.1 UStG (d.h. der Freihafen Hamburg bspw. ist bei UST rechtlich



  Drittland)

Prinzipien:
Bestimmungslandprinzip (gilt im Verkehr mit Drittländern):

- Keine UST bei Export, beim Import wird UST (Einfuhrzoll) erhoben

Ursprungslandprinzip:

- Belastung mit UST des Exportlandes, keine Besteuerung des Importes (widerspricht

  Verbrauchssteuerprinzip und dem Prinzip, für alle Länder gleiche Voraussetzungen zu 

  schaffen)

Gemeinsamer – Markt – Prinzip (gilt im EG – Binnenmarkt):

- das exportorientierte Länder höheres Steueraufkommen haben und umgekehrt funktioniert

  nur, wenn eine Clearingstelle existiert, die hier einen Ausgleich schafft, aber darüber konnte

  sich bisher nicht geeinigt werden --- deshalb gibt es eine Übergangsregelung
- Notwendigkeit einer Clearingstelle besteht auch, wenn alle Länder gleiche Umsatzsteuer-

  sätze haben

Übergangslösung:
- für kommerziellen Warenverkehr → Bestimmungslandprinzip

- im nichtkommerziellen (privaten) Warenverkauf → Ursprungslandprinzip

Nichtentgeltliche Leistungen sind nicht besteuerbar (2 Ausnahmen) → Folie 30

Es soll verhindert werden, dass Unternehmer sich Gegenstände aus Unternehmen entnehmen

bzw. sich über das Unternehmen umsonst Leitung erstellen lassen.

→   Dies wäre Steuerhinterziehung, wenn die Vorsteuer schon abgezogen ist!

3. Steuerpflicht
- steuerbarer Umsatz, definiert § 1, I, Nr.1 UStG

- Leistungsaustausch (gegen Entgelt): 

Eine Lieferung liegt nur vor, wenn der Umsatz gegen Entgelt erfolgt. Es muss ein Leistungs-

austausch erfolgen; der Leistung des einen muss die Gegenleistung eines anderen gegenüber-

stehen; A 1, 1 UStR. Daraus ergibt sich zwingend, dass zur Leistung zwei Rechtspersonen

gehören: ein Leistender und ein Leistungsempfänger. Eine „Leistung“ innerhalb des gleichen

Unternehmens (sog. Innenumsatz) kann deshalb nicht zu einem steuerbaren Umsatz führen.
Ausnahme:
- innergemeinschaftliches Verbringen, § 3, 1a UStG

- entgeltlose Vorgänge i.S.v. § 3, 1b UStG 
Zwischen Leistung und Gegenleistung muss eine innere Verknüpfung, ein wirtschaftlicher
Zusammenhang bestehen, um einen Leistungsaustausch annehmen zu können. Das Verhalten 

des leistenden Unternehmers muss auf den Erhalt einer Gegenleistung im Austausch gegen

die erbrachte Leistung abzielen oder wenigstens geeignet sein, eine Vergütung für die 

erbrachte Leistung auszulösen.

- Leistender muss Unternehmer sein, § 2 UStG

- im Rahmen des Unternehmens

Der Begriff „im Rahmen des Unternehmens“ist weit zu fassen. Hierzu zählen alle Leistungen,

die sich als die Grundgeschäfte, die den eigentlichen Gegenstand der geschäftlichen 

Betätigung bilden, sondern auch die Hilfs- und Nebengeschäfte, z.B. Verkauf von AV

- im Inland 
→ ist steuerpflichtig, wenn nicht nach §§ 4 ff UStG befreit

Folie 31: die in Rechnung ausgewiesene UST, § 14 UStG, für bezogene Leistung

→ dafür kann VST abgezogen werden
UST – Zahlung = UST – VST

Steuerbefreiungen:
Die steuerbaren Umsätze untergliedern sich in steuerfreie und steuerpflichtige Umsätze. 

Befreit sein können Umsätze jeder Art (Lieferungen und sonstige Leistungen, Einfuhr im 

genannten Erwerb). Eine Steuerbefreiung setzt jedoch Steuerbarkeit voraus: Nur ein steuer-

barer Umsatz kann steuerbefreit sein. Die Steuerbefreiungen sind in §§ 4, Nr.1 bis 28, 4b und

5 UStG aufgeführt. 

Im Folgenden werden nur die wichtigsten steuerbefreiten Umsätze dargestellt. 

4. Bemessungsgrundlage
Bemessungsgrundlage = Entgelt – UST

· bei unentgeltlichen Leistungen siehe § 10, IV UStG

· Regelsteuersatz: 16%

· UST = 16/116*Bruttoentgelt

· ermäßigter Steuersatz, § 12, II UStG: 7%; UST = 7/107*Bruttoentgelt

V. Grunderwerbssteuer
- besteuert wird der Umsatz von Grundstücken, daher Befreiung von UST, § 4, Nr.9a UStG
- Erbschaftssteuer (ErbSt) / Schenkungssteuer (SchenkSt) sind von der GrESt befreit
1. Steuerobjekt
- Grundtatbestand, § 1, I, Nr.2 – 7 GrEStG: Rechtsgeschäft, das einen Anspruch auf 

  Übereignung begründet 
- Hilfstatbestände: § 1, II, IIa, III GrEStG
2. Steuerpflicht
- alle Tatbestände sind grundsätzlich steuerpflichtig

- keine persönliche Steuerbefreiung

- nur sachliche Steuerbefreiung nach §§ 3 – 7 GrEStG

→ Steuerschuldner: beide Vertragspartner (Käufer und Verkäufer) sind zusammen 

    Gesamtschuldner, § 13, Nr.1 GrEStG
- bei Änderung des Gesellschafterbestandes einer Personengesellschaft ist die Personen-
  gesellschaft Steuerschuldner

- bei der Vereinigung von Artikeln einer Kapitalgesellschaft in einer Hand ist der

  Gesellschafter Steuerschuldner

3. Bemessungsgrundlage, Tarif
- laut § 8, I GrEStG ist Bemessungsgrundlage die Gegenleistung → in Sonderfällen, der

  Wert des Grundstücks zum Erwerbszeitpunkt (Boden und Gebäude), § 8, III GrEStG

- nicht zur Gegenleistung zählt der Teil der für Betriebsverrichtungen anfällt

- bei späterer Entscheidung des Käufers zur Bebauung des Grundstücks wird die

  Bemessungsgrundlage nicht beeinflusst

- wird Bebauung im Grundstückskaufvertrag vereinbart, dann rechnet der Kaufpreis für das

  Gebäude zur Bemessungsgrundlage dazu

- Steuertarif, proportionaler Tarif, Steuersatz 3,5%, § 11, I GrEStG, Abrundung auf volle €

E  Einfluss der Besteuerung auf Unternehmen
I. Rechnungswesen
Auswirkungen auf die Dokumentationsfunktion:

- Aufzeichnungspflicht §§ 140 – 144 AO

- Einzelsteuergesetze

- Maßgeblichkeit der Handelsbilanz für die Steuerbilanz und formale Maßgeblichkeit

  (= umgekehrte Maßgeblichkeit)

- Steuerbilanzpolitik hat Einfluss auf Handelsbilanzpolitik

→ einfache Entscheidungskriterien bei proportionalem Steuertarif und positivem 

     Kalkulationszinssatz (Zinseffekt positiv)

- progressiver Steuertarif: Zinseffekt, Progressionseffekt

II. Rechtsform und Standortwahl

1. Rechtsformwahl

Nichtsteuerliche Kriterien:
- Haftungsbeschränkungen

- Gründungsvorschriften (Höhe des notwendigen Eigenkapitals)

- Geschäftsführungsbefugnisse

- Finanzierungsmöglichkeiten

- Prüfungs- und Offenlegungspflichten

Steuerliche Kriterien:
1. laufende Besteuerung: Folie 32

2. Besteuerung bei Umwandlung oder Auflösung → SBWL

2. Standortwahl
1. national:

Hebesatzautonomie der Gemeinden (GewSt, GrSt)

2. international:
Steuerbelastung: a) BMG / b) Tarif

eventuell steuerliche Kriterien:
- das Land in dem Unternehmen (steil) angesiedelt wird (Steuergefälle)

- innerhalb von Deutschland gibt es 2 Aspekte:

(1) Gewerbesteuer- und Grundsteuersatz

(2) Subventionen (Investitionszulagen, steuerliche Sonderregelungen für bestimmte

     Regionen)

III. Investitions- und Finanzierungsentscheidungen
Investition: - durch Auszahlungen werden zukünftige Einzahlungen generiert

1. Investitionsentscheidungen
- finanzwirtschaftlicher Investitionsbegriff

- Kapitalwertmethode zur Messung der Vorteilhaftigkeit von Investitionsalternativen

→ Entscheidung unter Sicherheit ist Betrachtungsgegenstand

- Nettokapitalwert einer Investition: 

Co = -Ao + Summe der abgezinsten Jahresüberschüsse + abgezinsten Resterlös


( ∑ EZÜ / (1+i)[hoch t] + Ln / (1+i)[hoch t] )
Legende: Ao → entweder Nettowert (mit Vorsteuerabzug) oder Bruttowert (ohne VSTabzug)

    Co → bei Grundstückskauf Bemessungsgrundlage für Gewerbesteuer

    EZÜ → Einzahlungsüberschüsse


    Ln → Liquidationserlös

Kostensteuern bzw. Produktionsfaktorsteuern setzen bei Ao und bei den Jahresüber-

schüssen an. Leistungssteuern bzw. Betriebsleistungssteuern setzen bei Jahresüberschüssen an

(Auszahlungen i.S.v. Mindereinzahlungen)

problematisch: - gewinnabhängige Steuern setzen bei Jahresüberschüssen an

Fragestellung:    Muss Zins zugerechnet werden? 
- Unterschiede zwischen BMG und Einzahlungsüberschüssen (EZÜt) → St = s*BMGt
- EZÜt nach Steuern: EZÜt – s*BMGt
BMG = Gewinn
= Ertrag - Aufwand
 
= Einzahlungen – Auszahlungen

+/- nichtzahlungswirksamer Ertrag (Bsp.: Bestandserhöhung)

      / Aufwand (Bsp.: Abschreibungen)

+ nicht aufwandswirksame Auszahlungen (Bsp.: Kredittilgung)

- nicht ertragswirksame Einzahlungen (Bsp.: Darlehensaufnahme)

EZÜ[hoch *; klein t] 
= EZÜt – s*BMGt 



= EZÜt – s*(EZÜt – AfAt)



= EZÜt *(1 – s) + s*AfAt

→ siehe Folie 33

 relevanter Steuersatz s:
· Durchschnittssteuersatz

· Grenzsteuersatz

· Differenzsteuersatz
zu versteuerndes Einkommen = 20.000 (zvE)



  
 durch Zusatzinvestition + zvE von 10.000

→ Grenzsteuersatz:       27,7%

→ Differenzsteuersatz:  30,6%
 Steuerarten (die berücksichtigt werden sollen):

- Ertragssteuern: ESt, KSt, GewSt → ohne Zuschlagssteuern (Soli, Kirchensteuer(KiSt))
(1)
s[hoch t, tief Grenz.] – m*h / s + m*h = s[tief GewSt] / s + s[tief GewSt]

E = s[tief ESt]*(E – s[hoch *, tief GewSt]*E) + s[hoch *, tief GewSt]*E

Legende:
E – Gewinn aus Gewerbebetrieb vor ESt und GewSt

s[hoch *, tief GewSt] – effektive Gewerbesteuer

(2)
s = s / E = S[tief ESt]*(1-s[hoch t, tief GewSt]) + s[hoch *, tief GewSt]


      s[hoch *, tief GewSt] / h*1,8

(3) Kapitalgesellschaft

      - Ebene der Gesellschafter:
s[hoch Ges] = a / 2 * s[tief ESt]
      - Vollausschüttung: a = 1 –(S[KSt*(1 - s s[hoch *, tief GewSt]) + s[hoch *, tief GewSt])




   s = s[hoch Kap] – s[hoch Ges]

Legende:
- s[hoch Ges] → Gesellschaftersteuersatz



- s[hoch Kap] → Kapitalsteuersatz
Steuerwirkungen auf den Nettokapitalwert
- Steuerparadoxon → wenn negativer Kapitalwert sich durch Steuern in positiven Kapitalwert 




umwandelt
Bei gleichartigen Alternativen ohne Steuern → Indifferenz

→ Entscheidungskriterium: Steuerbarwert
2. Finanzierungsentscheidung

Unterscheidung in: Innenfinanzierung ↔ Außenfinanzierung


Innenfinanzierung
- Steuerverlagerung (steuerbilanzielle Wahlrechte)

- Thesaurierung von Gewinnen --- Ausschüttungspolitik:

→ unerheblich bei Personengesellschaften (keine Steuerwirkung)

→ bei Kapitalgesellschaften „Log in“ – Effekt, da bei Thesaurierung Steueranteil auf der 

     Ebene des Gesellschafters vorerst nicht anfällt

Außenfinanzierung
- Eigen- oder Fremdfinanzierung

→ Fremdkapital, § 8, I EStG, immer günstiger, da Zinsen die Bemessungsgrundlage senken 

     Steuervorteil, da halbe Abzugsfähigkeit bei Gewerbesteuer, unabhängig von der

     Rechtsform

→ Eigenfinanzierung vs. Gesellschafterfinanzierung (nur bei Kapitalgesellschaften)

     s[hoch FK] = s[tief ESt] → Zinsen nach § 20 EStG
